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der ăBewahrung und Wei-
terentwicklung marxisti-
schen Gedankengutsò ver-
schrieben hat. Ferner suchen 
einige von Lötzschs Kollegen 
immer wieder die Nähe zu 
Extremisten, sie würdigen 
den SED-Unrechtsstaat und 
solidarisieren sich mit totali-
tären Despoten-Regimen 
von Kuba bis nach Syrien.   

Es wundert nicht, dass der 
Verfassungsschutz ein Auge 
auf die öffentlich zugängli-
chen Äußerungen einzelner 
Parlamentarier der Links-
Partei wirft. Bei einer aktu-
ellen Stunde im Bundestag 
hat die Linke jetzt gegen 
diese Maßnahmen gepoltert. 
Gysi und Co. vergessen da-
bei, dass das Bundesverwal-
tungsgericht die Beobach-
tung von Links-
Parlamentariern ausdrück-
lich zugelassen hat, weil 
extremistische Bestrebungen 
in der Partei offenkundig 
seien. 

Lötzsch sollte weniger den 
Bundesinnenminister anpö-
beln, sondern dafür sorgen, 
dass sich ihre Partei endlich 
vom Extremismus  distan-
ziert. Wer aber Fidel Castro 
zum 85. gratuliert und des-
sen ăkampferf¿lltes Lebenò 
und ăerfolgreiches Wirkenò 
würdigt, dürfte dafür nicht 
die nötige Ernsthaftigkeit 
aufbringen.  

Karl Popper trat für eine 
offene Gesellschaft ein, in 
der größtmögliche Freiheit 
besteht, unterschiedliche 
und Ziele verfolgt werden 
können. Vor allem ist Kritik 
möglich. Auch die Regie-
rung kann kritisiert werden.  

Die Offenheit einer Gesell-
schaft berge, so Popper, 
aber auch Risiken: 
ăUneingeschrªnkte Toleranz 
führt mit Notwendigkeit 
zum Verschwinden der To-
leranz. Wenn wir nicht be-
reit sind, eine tolerante Ge-
sellschaftsordnung gegen die 
Angriffe der Intoleranz zu 
verteidigen, dann werden 
die Toleranten vernichtet 
werden und die Toleranz 
mit ihnenò.  

Heute scheint Poppers 
Traum von der offenen Ge-
sellschaft Wirklichkeit ge-
worden zu sein. Dennoch 
gibt es Menschen, die weiter 

gefährlichen Ideologien 
nachhängen. Für ihre Ver-
wirklichung gehen sie bis 
zum Äußersten, wie das 
abscheuliche Treiben der 
rechten Zwickauer Terror-
zelle gezeigt hat. 

Eine wehrhafte Demokratie 
muss dafür sorgen, dass sich 
im Herzen unserer Gesell-
schaft keine extremistischen 
Strukturen verfestigen. Der 
Bundestag hat  daher in die-
ser Woche die Einrichtung 
eines Untersuchungsaus-
schusses beschlossen. Damit 
können wir die rechten 
Strukturen aufklären und die 
Institutionen unsere wehr-
haften Demokratie, wie z.B. 
den Verfassungsschutz, noch 
effektiver machen.   

Bedrohlich wird es aber auch 
schon dann, wenn Mitglie-
der demokratischer Instituti-
onen ihren Einfluss, ihre 
Bekanntheit und ihre Mittel 
dazu nutzen, totalitäre Ideo-
logien zu verbreiten und anti
-demokratische Institutionen 
unterstützen. Hier fallen die 
Mitglieder der Linken-
Fraktion immer wieder ne-
gativ auf.        

2011 hatte Linken-Chefin 
Lötzsch die Errichtung des 
Kommunismus zum zentra-
len Auftrag erklärt. Nach 
wie vor gibt es die Kommu-
nistische Plattform, die sich 
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In der Öffentlichkeit wird 
derzeit verstärkt über ein 
Urteil des Oberlandesge-
richts Koblenz diskutiert. 
Das Gericht hatte darin ei-
nen Lehrer, der ein sexuelles 
Verhältnis zu einer 14-
jährigen Schülerin seiner 
Schule unterhalten hatte, 
vom Vorwurf des sexuellen 
Missbrauchs von Schutzbe-
fohlenen freigesprochen.  

Zwei Rechtsexperten der 
CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag haben 
jetzt gefordert, Konsequen-
zen aus dem Urteil zu zie-
hen.  

ăDie rechtskrªftige Entschei-
dung des OLG Koblenz mag 
formal korrekt sein. Sie wi-

derspricht aber jeglichem 
Rechtsgef¿hlò, erklªrten 
Andrea Voßhoff und Ansgar 
Heveling.  

Notwendig sei eine Klarstel-
lung im Strafgesetzbuch, die 
sicherstellt, dass Lehrer zu-
mindest mit Schülern ihrer 
Schule nicht mehr straflos 
sexuelle Kontakte unterhal-
ten können. Man werde sich   
dafür einsetzen, diese Klar-
stellung so schnell wie mög-
lich umzusetzen.   

Laut Strafgesetzbuch sollen 
Jugendliche in Abhängig-
keitsverhältnissen davor ge-
schützt werden, dass z.B. 
Lehrer ihre Stellung ausnut-
zen, um sexuelle Kontakte 
zu ihnen aufzunehmen. Hier-

zu müssen die Jugendlichen 
diesen Personen zur Erziehung 
anvertraut sein. 

Das Gericht hatte ein solches 
Obhutsverhältnis verneint, 
weil der Lehrer die Klasse der 
Schülerin nicht regulär, son-
dern nur im Vertretungsunter-
richt betreute. Damit seien 
keine "weitergehenden Erzie-
hungs- und Betreuungsziele" 
verbunden gewesen.  

Diese bisherige Regelung of-
fenbart eine bedenkliche Straf-
barkeitslücke. Eltern müssen 
sicher sein können, dass Lehrer 
der Schule, in die sie ihre Kin-
der schicken, sich nicht an die-
sen vergreifen. Kinder müssen 
vor Übergriffen konsequent 
geschützt werden.   

JUGENDLICHE BESSER SCHÜTZEN  

JUGENDTOURISMUS SOLL GESTÄRKT WERDEN 

MEIN BRIEF AUS BERLIN 47/ 17 

Die CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag will 
den Kinder- und Jugendtou-
rismus in Deutschland stär-
ker fördern, um seiner Be-
deutung besser gerecht zu 
werden. 

Kinder- und Jugendreisen 
werden leider noch viel zu 
oft unterschätzt, dabei tra-
gen sie dazu bei, den Tou-
rismusstandort langfristig 
attraktiv zu halten. Sie kön-
nen im Gegensatz zu ande-
ren Tourismussegmenten 
auch helfen, wichtige päda-
gogische Ziele zu erreichen. 

Die Fraktion sieht es als ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe 
an, die Qualität von Kinder- 
und Jugendreisen weiter zu 
verbessern. 

In einem Antrag wird die 
Bundesregierung dazu aufge-
fordert, sich für eine intensi-
vere internationale Vermark-
tung von Angeboten für den 
Kinder- und Jugendtourismus 
in Deutschland insbesondere 
durch die Deutsche Zentrale 
für Tourismus (DZT) einzu-
setzen.  

Der internationale Jugend-
austausch sowie die Qualifi-

zierung von im Kinder- und 
Jugendtourismus tätigen Mitar-
beitern und ehrenamtlichen 
Helfern sollen weiter gefördert 
werden.  

Ferner soll geprüft werden, 
wie sich eine bessere Vernet-
zung jugendtouristischer Ange-
bote erzielen lässt. Die Regie-
rung soll auf die Einsatzmög-
lichkeiten des neuen Bundes-
freiwilligendienstes in jugend-
touristischen Einrichtungen 
hinweisen und prüfen, inwie-
weit der Aufbau einer Inter-
netplattform unterstützt wer-
den kann.  

BESUCH DER GRÜNEN WOCHE TERMINAUSWAHL 

31.01. Mitgliederversammlung 
            MIT in Nenndorf  
01.02. Treffen mit dem Prªsi- 
            denten des Bayerischen 
            Landesamtes f¿r Verfas- 
            sungsschutz in M¿nchen 
03.02. Gr¿nkohlessen der CDU  
            Winsen  

Niedersachsen ist Deutsch-
lands Agrarland Nr. 1! Da-
von hat sich Michael Grosse-
Brömer bei einem Rundgang 
auf der Grünen Woche er-
neut überzeugen können.     

Michael Grosse-Brömer nutz-
te auch die Gelegenheit zum 
Gedankenaustausch mit den 
aus der Nordheide angereis-
ten Landwirten, Verbands-
vertretern und Kommunalpo-
litikern.  
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